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Keueſte Tagesnachrichten
Der Unterſuchungsausſchuß der Nationalver-

ammlung wird heute vormittag 10 Uhr zu einer nichtöffentlichenr zuſammentreten, um insbeſondere über die nächſten
Aufgaben der beiden Unterausſchüſſe zu beraten.

Jn Bahern muß wegen Kohlenmungels der ge-
ſamte Güterverkehr eingeſtellt werden.

Dem für heute von den radikalen Gruppen angeordneten
24ſtündigen Proteſtſtreik in GroßBerlin haben ſich
nur geringe Teile der Arbeiterſchaft gefügt. Der Tag iſt ruhig
verlaufen.

Clemenceau hat die Kandidatur für diepräſidentſchaft angenommen. Am Sonnabend
findet die Wahl ſtatt.

Der Oberſte Rat beſchloß, die ſtaatliche unab
hängigkeit Armeniens, Georgiens und Aſſer-
beidſchans anzuerkennen.

neue Kommuniſtenhetze
Berlin, 15. Januar.

Die Kommuniſten und ein Teil der unter Einfluß der
radikalen Elemente in der Unabhängigen Sozialdemokratie
ſtehenden Gewerkſchaften haben nachts in den Außenbezirken der
Stadt und den Vororten Plakate angebracht, durch die ſie, wie

einem vierundzwanzig-
ſtündigen Proteſtſtreik gegen die Soldateska auffordern.
Die „Rote Fahne“ hat ein Flugblatt in verſchiedene Betriebe
gebracht, durch das ebenfalls zum Streik und zur Wahl
revolutionärer Betriebsräte aufgefordert wird.

Straßenbahn, Hochbahn, Elektrizitätswerk und Gasanſtalt ar-
beiten. Nur die ſtädtiſche Straßenbahn ſtreikt, doch beſchränken
ſich ihre Linien nur auf einige Außenbezirke der Stadt. Jn der

dagegen ſind die
Großinduſtrie iſt die Beteiligung an
mäßig. Siemens und Borſig arbeiten
Schwartzkopffwerke ſtillgelegt. Dort und wo ſonſt Streiks be
ſtehen, ſind ſie gewöhnlich nur durch den Terror radikaler
Pinderheiten zuſtande gekommen.

Nach dem Mißlingen des Putſches am Reichstag haben unab
hängige und kommuniſtiſche Drahtzieher, die unter falſcher
Flagge die Arbeiterſchaft anfrufen, zu einem neuen Schlag
ausgeholt. Es handelt ſich hier um eine gewiſſenloſe
Fälſchung. Die Gewerkſchaftskommiſſion, die allein berufen
iſt, über das Einſetzen von allgemeinen Streiks die letzte Entſchei-
dung zu fällen, hat weder einen ſolchen Proteſtſtreik beſchloſſen,
noch bisher zu den Vorgängen am Reichstag Stellung genommen.
Erſt im Laufe des heutigen Tages wird ſie zuſammentreten, um
die gegenwärtige Lage zu beſprechen. Dabei wird die Gewerk
ſchaftskommiſſion feſtſtellen. wer die Leute geweſen ſind, welche
in der „Freiheit“ die Namen der dort unterzeichneten Verbände
mißbraucht haben.

Ueber die heutige Lage in Berlin ſchreibt die „Neue Berliner
Zeitung“ unter anderm: Von der Sicherheitspolizei ſind für heute

eine weiteren Vorkehrungen getraffen, als die geſtern a e
ſchon vorgeſehen waren. Der Flieger- und der Meldedienſt
ſorgen für die Beobachtung. Demonſtrationen werden keines-
jalls geduldet. Von der mehrheitsſozialiſtiſchen Partei iſt heute
zie Loſung ausgegeben, ſich auf keinen Fall an irgendwelchen
Demonſtrationen zu beteiligen. Die Hauptwerkſtätten der
Straßenbahn ſtellten vormitag den Betrieb ein, um ſich an den
ſedächtnisfeiern für Liebknecht und Roſa Luxemburg zu be-
keiligen. Wegen der Gedächtnisfeier gingen auch ſämtliche Ar
beiter der Knorrbremſe heute morgen aus den Betrieben. Auch
in den Betrieben von Schwartzkopff herrſcht ſeit heute früh
völlige Arbeitsruhe.

Wie wir weiter hören, hat ſich in letzter Zeit eine Gruppe
radikaler Betriebs- und Arbeiterräte gebildet,
welche an die Stelle der Gewerkſchaftskommiſſion eine Neugrün-
dung zu ſetzen wünſchen. Es handelt ſich um ſo hyperradikale
Elemente, daß von einer Vertretung der geſamten Arbeiterſchaft
gar keine Rede ſein kann. Die in der Gewerkſchaftskommiſſion
ſitzenden Mehrheitsſozialiſten und „gemäßigten“ Unabhängigen
haben ſchon längſt nicht mehr die Majorität. Jhre Minorität
war bisher lediglich imſtande, den von den radikalen Mitgliedern
eingebrachten Anträgen entgegenzutreten und Unbeſonnenheiten
zu verhindern. Die Gewerkſchaftskommiſſion wird jedoch gegen
den Namensmißbrauch, der ſchon am Dienstag zu ſo verhängnis
vollen Folgen geführt und weite Kreiſe der Arbeiterſchaft irre-
geleitet hat, energiſch proteſtieren.

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
Berlin, 15. Januar.

Obgleich die Regierung die für heute nachmittag um 2 Uhr
in der Neuen Welt in der Haſenheide von den Kommuniſten ein
berufene Trauerfeier für die Revolutionsopfer
verboten hatte, forderten doch wieder Plakate zur Teilnahme an
der Feier auf. Die Sicherheitspolizei hatte deshalb entſprechende
Maßnahmen getroffen. Gegen 2 ühr war die Zahl der Demon
ſtranten auf etwa 10 000 angewachſen. Zu einem kleinen Zu
ſammenſtoß iſt es nur in der Hermannſtraße gekommen.
veſonders machten ſich wieder Leute in Matroſen-Nniform be
merkbar. Um 3 Uhr nachmittags hatte ſich die Menge zerſtrent.

Der Eiſenbahnerausſtand
Eſſen, 15. Januar.

In Eſſen und in anderen Orten des Induüſtriereviers ſind
jhlreiche Führer der Unabhängigen und Kommn-ſten feſtgenommen worden. Das Erſcheinen der unab
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noch keine Ruhe eingetreten iſt, ſowie mit Rückſicht darauf,
daß ſich immer mehr herausſtelle, die Unruhen hätten einen
rein politiſchen Hintergrund.

Eſſen (Ruhr), 15. Januar.
Zu dem Rückgang der Streikbewegung im

Hamborner Bezirk. Der Verſuch der Kommuniſten, zur
Durchführung ihrer litiſchen Forderungen und der Ein-
führung der Sechsſtundenſchicht einen allgemeinen Vergarbeiter
ausſtand hervorzurufen, iſt vorläufig als vollkommen geſcheitert
zu betrachten. Jm Hamborner Wetterwinkel geht die Zahl der
Streikenden immer weiter zurück.

Düſſeldorf. 15. Form ur.
Der Eiſenbahnverkehr iſt geſtern in Richtung

Duisburg wieder teilweiſe aufgenommen worden.
Auf den anderen Strecken fahren die Züge wieder fahr
planmäßig.

Breslau, 15. Januar.
Die Eiſenbahndivektion teilt mit: Der Perſonenver-

kehr bleibt vorläufig im jetzigen Umfange beſtehen. Es iſt
aber möglich, daß infolge der unſicheren Verhältniſſe der eine
oder andere Zug nicht gefahren werden kann.

Jn den Eiſenbahndirektionsbezirken Breslau und
Kattowitzz iſt der Streik im ſchnellen Abflauen be
griffen. Zur r v des Betriebes hat in hervor

wragendem Maße die tätige Mikwirkung der Techniſchen Nothilfe
und das tadelloſe Verhalten der Beamten beigetragen.

Kaſſel, 15. Januar.
Eine geſtern nachmittag abgehaltene Verſammlung der

hieſigen Telegraphencr beiter beſchloß, heute früh in den Aus
ſtand zu treten. Auf ihre 70prozentige Lohnerhöhungsforderung
wurde ihnen nur eine 2öprogentige zugeſagt

eipzig, 15. Januar.
Jn einer heute abend abgehaltenen Verſammlung der

Eiſenbahnarbeiter Leipzigs wurde beſchloſſen, die
angebotene Lohnerhöhung von 50 Prozent abzulehnen und eine
neue von 75 Prozent zu fordern. Es iſt anzunehmen, daß bei
Ablehnung der Forderung die Eiſenbahnarbeiter auf den Ab-
fertigungsſtellen in den Streik treten werden.

Die Verkehrskataſtrophe in Bayern
München, 15. Januar.

Da der Kohlenvorrat zu Ende iſt, wird am 15. d. M. der ge
ſamte Güterzugverkehr ringeſtellt, bis auf die Beförderung von
Lebensmitteln und Vrennſtoffen. Die Zulaſſung des Perſonen
verkehrs zu den noch verbleibenden Zügen bleibt vollſtändig aus
geſchloſſen. Die Zahl der Nahzu,verkehrszüge wird gleichfalls
eingeſchränkt, und der Lokalbahnverkehr wird überall eingeßirut,
wo eine wirkſame Kohlenerſparnis ſich ergiht. Von Schnell
gügen werden nur D 39/40 zwiſchen München und Berlin bei
behalten.

Die Kaiſerfrage
(Ton unſerem f. -Sonderbericht erſtatter.

Notterdam. 15. Jannar.
Wie verlautet, hat die Holländiſche Regierungdie Vertretung der Entente in freundſchaftlicher Art und

inoffiziell benachrichtigt, daß ihr eine Anfrage über ihren
Standsunkt in der Kaiſerirage unangenebm wäre.
Holland jähe in dem früberen Kaiſer und Kronprinzenolitiſche Flüchtlinge. Dieſer inofſizielle Schritt ſoll

unternommen worden jſein, um zu verhindern, daß Holland
ei einer Anfrage mit einer Weigernug antworte.

Paris, 15. Januar.
Eine Konferenz der Regierungschefs wird ſich heute mit der

Frau der gerichtlichen Verfolgung des früheren
eutſchen Kaiſers und des Kronprinzen befaſſen.

Sie wird Kenntnis nehmen von dem Entwurf der an Holland
zu richten den Note, die die Auslieferung der beiden ver
langt.

Die Liſte mit den Namen ver dentſchen
Schuldigen wird in der ganzen Welt verbreitet werden.
Bei jedem Namen wird die Art der begangenen Ver-
brechen ſtehen.

Die iſchechiſche Verfaſſung

Prag, 14. Januar.Der Verfaſſnngsausſchuß hat heute den ganzen
Verfaſſiungsentwurf erledigt. Alle Bürger find
ohne Anſehen der Nationalität, Religion oder Rafſen
gebörigkeit gleich berechtigt. Jn Staaten und Bezirken
mit einer zum bedeutenden Teil audersſprechenden Be
völkerung wird den Kindern dieſer Vürger öffeuntlicher
Unterricht in ihrer Sprache zugeſichert. Jeder Verinuch einer
gemeinſamen Entnationaliſierung iſt unzuläſſig
und ſtrafbar.

Clemenceau Präſidentſchaftskandidat
Amſterdam, 15. Janugr.

Reuter meldet aus Paris, daß Clemenceeganu die Kan-
didatur für die Präſidentſchaft angenommen
habe und dies in der Vollſitzung von Senat und Kammer mit-
teilen werde.

Reuter meldet weiter: Clemencean wird am Sonnabend
mit großer Stimmenmehrheit zum Präſidenten der Republik
gewählt werden. Jn Uebereinſtimmung mit Poincaré wird er
Millerand zum Miniſterpräſidenten ernennen. Bis zum
18. Februar bleibt Poincaré im Elyſee, während Clemenceau
die Geſchäfte als Präſident der Konferenz vorläufig
weiter verſieht. Millerand wird in ſein Kabinett das
Miniſterium des Aeußern übernehmen. Auch Louche ur wird darin einen äußerſt wichtigen Poſten erhalten. Nach
dem, was aus dem Zwar verl wird Poincars im Minb

um Millerand die Stelle des a Fingang m ine
er s Klotz einnehmen.

Beamtenfragen
Aus Beamtenkreiſen geht uns die nachſtehende

Zuſchrift zu, der wir gern Raum gewähren.
Früher dienten wir dem Staat und Könige mit

unſerem Kopf und unſerem Vermögen; letzteres hört jetzt
auf! Wir Beamten verlangen ein Entgelt, das den Koſten
unſerer Vorbildung, den gehaltlos verhrachten Dienſt-
jahren und unſeren Leiſtungen entſpricht. Denn ohne
uns Beamte wäre alles im Vorjahre, und noch mehr im
November Dezember 1918, aus dem Leim gegangen (leider
ſtand in letzterwahnten Monaten noch eine große Anzahl von
uns an der Front), und würde auch jetzt aus dem Leime
gehen, wenn wir nicht dank dem überlieferten preußiſchen
Pflichtgefühl für Aufrechterhaltung des ſtaatlichen Dienſtes
ſorgten. Selbſtverſtändlich nehme ich ſolche neuen ſog.
Beamte aus, die früher durch Zerſtörung des Staats-
gedankens und der Widerſtandskraft des Volkes den Be
weis (7) erbrachten, daß ſie jetzt fähig ſind, an hoher Be
amtenſtelle des Staates leitend zu wirken.

Während früher das Entgelt keineswegs in einer
immer „ſtandesgemäßen Rente“ beſtand, ſo war die da
malige Beſoldung doch ausreichend, jedenfalls eher aus
reichend als jetzt. Wenn nun von agitatoriſcher, erſt ſeit
einem Jahre regierungsfähiger Seite behauptet wird, daß
bei bisherigen Aufbeſſerungen die oberen Beamten die
Sahne abgeſchöpft, die nittleren und unteren Beamten
nichts erhalten hätten, ſo ſchlägt ſolche Agitationslüge den
Tatſachen ins Geſicht. Außerdem: So dumm iſt die Be-
amtenſchaft nicht, daß ſie auf dieſe plumpen Köderungs-
verſuche hereinfiele; dazu iſt der Geiſt der Zuſammen-
gehörigkeit von allem anderen abgeſehen zu ſtark.
Jm übrigen wäre unzweifelhaft der ſozialdemokratiſche
Parteiſekretär z. B. in Merſeburg mit dem Anfangsgehalt
von 36fährigen Nichtern oder Landräten oder Kreisſchul
inſpektoren oder Regierungsbaumeiſtern ſicher niemals zu
frieden geweſen, denn mit 3300 Mark bis 3690 Mark war
auch vor dem Kriege nicht auszukommen. Die alte Re-
gierung hat dieſen Verhältniſſen Rechnung zu tragen be-
gonnen und das herrliche neue Syſtem iſt auf dieſer Bahn
weiter geſchritten, trotz der klar ausgeſprochenen Abſicht, den
Berufsſtand der Beamten zu proletariſieren cder wenn
irgend möglich ihn durch ein auf Zeit zu wählendes Be-
amtentum aus dem Sattel zu heben. 3

Es zeigte ſich aber, daß die Beamtenſchaft ſich deſſen
bewußt wurde, und daß ſie nicht nur um des Königs, ſon
dern um des Staates willen gearbeitet hat und nicht ge
ſonnen iſt, bei Vernichtung der bisherigen Staats fo rm
den Staaat zugleich mit dieſer vernichten zu laſſen. Sie
ſchloß ſich nach ſozialdemtokratiſchem Vorbild in Gewerk
ſchaften zuſammen, und mit Gewerkſchaften muß man ja
wohl rechnen! So war zum Heile des Staates die Prole-
tariſierung des Beamtentums abgewendet, indeſſen mußte es
im weiteren beſtrebt ſein, auch künftig wirtſchaftlich in einer
Lage zu bleiben, die geſtattet, den Berufspflichten einiger
maßen ohne Sorgen nachzugehen. Die Beamten wiſſen

recht gut, daß der Krug ſolange zu Waſſer geht, bis er bricht.
und daß unſere Finanzen eine weitere große Belaſtung nicht
aushalten können. Sie wiſſen, daß früher mit vergleichs-
weiſe recht geringen Mitteln ſehr achtbare Leiſtungen er-
zielt wurden, während jett das Gegenteil der Fall iſt. Jn
ähnlicher Lage des Staates haben die Beamten früher ſich
um des Staatesdwillen Sorge gemacht, ja ſogar, wie z. B.
Stein und Gneiſenau, auf ihnen zuſtechende Gebührniſſe
verzichtet und durch perſönliche Opfer dazu beigetragen, den
Staat über Waſſer zu halten. Jetzt hat es dieſe Regierung,
die anſcheinend aus Angſt, des Wortbruches der vielen vor
novemberlichen, doch unerfüllbaren Verſprechen geſcholten
zu werden, nur an Befriedigung der Arbeiterbedürfniſſe
denkt, ſich ſelbſt zuzuſchreiben, wenn der Beamte ſeine
eigenen Sorgen denen um den Staat jetzt voranſtellt.

Die Beamtenſchaft hat 150 Prozent zu den jetzigen
Teuerungszuſchlägen gefordert und erhalten; nun, denkt der
Laie, werden ſie zufrieden ſein. Da irrt er ſich aber, das iſt
keineswegs der Fall; ſie können nicht zufrieden ſein. Denn
der Geldwert iſt weiter geſunken, der Arbeiterlohn weiter
geſtiegen.

Die Sache liegt, an einem Beiſpiel erklärt, folgender-
maßen: Nehmen wir einen mittleren Beamten, der (ohne
Wohnungsgeldzuſchuß) vor dem Kriege 3300 Mark, jetzt
durch Aufrücken in eine höhere Altersſtufe 3600 Mark er-
hält. Er bekam bis jetzt 2040 Mark Kriegsteuerungszulage.
Dazu kommen für jedes Kind 600 Mark, alſo bei drei
Kindern 1800 Mark; zuſammen 7440 Mark. Nun kommt
die jüngſte für das laufende Vierteljahr bewilligte Er
höhung der Zulage von 150 Prozent (von 2040 Markh),
denn am 1 April 1920 ſoll ja die neue Gehaltsvrorlage in
Kraft treten. Dieſe Erhöhung berückſichtigt aber die Kinder
keines:wegs! Sie beträgt in unſerem Falle ganze 765 Mark
im Vierteljahr. Aufs Jahr berechnet, würde das Geſamt-
einkommen 10500 Mark betragen, d. h. alſo immer noch
1500 Mark hinter dem Arbeite rlohn zurückbleiben, das
z von ſachverſtändiger, nämlich rig emgſratgg

te auf 12 000 Mark angegeben worden iſt. Es b
demnach für unſeren Fall ein noch größerer Unterſchied
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denn mit 600 Mark gährlich iſt ein über zwei Jahre altes
Kind nicht durchzubringen.

Wenn irgend wo, ſo war hier für das im ganzen doch
ſozialdemokratiſche Miniſterium mal eine vaſſende
Gelegenheit, ſich ſo zial zu betätigen und, was unbedingt
notwendig iſt, auch die Kinderzulage um 150 Prozent zu er
höhen, alſo auf 1500 Mark jährlich. Die Beamten haben
keine Luſt, ihre Spargroſchen oder Vermögen, ſoweit ſolche
noch nicht im Dienſte des Staates verbraucht worden ſind,
weiterhin einer Republik zu opfern die ſie hinter die Hand
arbeiter zurückſetzt und nicht berückſichtigt, daß wir jahre-
lang umſonſt gedient haben.

Wir halten es für unbedingt notwendig, daß die
Organiſationen der Beamten, die leider noch keineswegs
die Stimmung der Beamten im Lande wie ide Gefahr er
kennen, die darin beſteht, daß ſie ſich von demokratiſcher
Seite im Intereſſe einer beamtenfeindlichen Regierung be
kören laſſen, zum mindeſten eine gleichmäßige Behand-
lung der Kopfarbeiter und der Handarbeiter, die ſtets be
rückſichtigt werden, durchſetzen, andernfalls die Wahrſchein
lichkeit täglich größer wird, daß mit der Zurückſetzung und
Proletariſierung des Beamtentums deſſen Leiſtungsfähig-
keit und Jntereſſe am Staat in bedenklichſter- Weiſe ver
mindert wird.

Jſt die Beamtenſchaft aber endgültig ruiniert, dann iſt

er Staat erledigt. d.
Durchpeitſchung des Betriebs-

rätegeſetzes
Nationalverſammlung

Jn S 4 wird für Land und Forſtwirtſchaft die Wahl eines
Betriebsobmannes von dem Vorhandenſein von mindeſtens zehn
ſtändigen Arbeitern abhängig gemacht. Bei Ablehnung von
Abänderungsanträgen der Deutſchnationalen
und der Unabhängigen Sozialiſten wird S 4 angenommen.
Ebenſo S 5, der die Einrichtung von Arbeitnehmer
vertretungen der See- und Binnenſchiffahrt
einem beſonderen Geſetz vorbehält.

Nach F 6 ſind neben den Betriebsräten, in denen
Arbeiter und Angeſtellte ſitzen, noch Arbeiter- und Ange
ſtelltenräte einzurichten zur Wahrung der beſonderen
Intereſſen der Arbeiter und Angeſtellten.

Abg. Koenen (U. S.): Wir beantragen die Streichung des
ominöſen Paragraphen. Er untergräbt in reaktionärer Weiſe
die Einheitlichkeit der Aufgabe der Betriebsräte.

Reichsarbeitsminiſter Schlicke: Der Regierungsentwurf ſtellt
die Betriebsräte in den Vordergrund. Die Bemängelung des
Vorredners trifft alſo nicht zu.

Der Antrag der Unabhängigen Sozialiſten wird abgelehnt.
Gegen 2 Uhr tritt eine Mittagspauſe ein.

Nachmittagsſitzung.
Um 344 Uhr wird die Verhandlung fortgeſetzt.
Zu Paragraph 8 beantragt die Deutſche Volkspartei

folgenden Zuſatz:
„Tarifverträge, die den Betriebsräten mehr Rechte ein

räumen, als dieſes Geſetze, bedürfen der Zuſtimmung der zu
ſtändigen Arbeitsgemeinſchaft.“

Abg. Henke (U. S.): Bei dem Charakter der Arbeitsgemein-
ſchaft müſſen wir den Antrag der Deutſchen Volkspartei ab-
lehnen. Die Betriebsräte haben noch ganz beſondere Aufgaben,
die weit über die der Gewerkſchaften hinausgehen. Die Ge
werkſchaften dürfen nicht über den Betriebs-
räten ſtehen.

Abg. Biener (Dtſchntl.): Dem Vetriebsobmann ſollen nach
z 2 die Befugniſſſſe des Betriebsrätegeſetzes zuſtehen, d. h. er
wird in ſeiner Perſon cin weitgehendſtes Recht der
Mitbeſtimmung im Betriebe vereinigen. Unter die
Wirkung dieſer Beſtimmung werden namentlich die Hand
werksbetriebe fallen. Es muß aber anerkannt werden,
daß gerade bei denen die beklagenswerten Zuſtände der Groß-
betriebe nicht beſtehen. Das Handwerk' arbeitet individuell, und
iſt in ſeinem Betriebe darauf eingeſtellt, ſich ſeinen Nachwuchs
ſelber heranzuziehen. Man darf nickt die Betriebsräte ſchematiſch
in das Handwerk übertragen. Die Miniſter fragen auch, wes
halb nicht die Berufsvertretung des Handwerkes, die Handwecks.
und Gewerbekammern bei Vorbereitungen dieſes Geſetzes befragt
worden ſind. Das deutſche Handwerk hat vor, während und
nach dem Kriege in vollſtem Maße ſeine Schuldigkeit ge
tan, und hat ſich auch durch die Revolution in ſeinen Pflichten
nicht irre machen laſſen. (Beifall rechts.)

wird Paragraph 8 unverändert angenommen.
4 9 wird in der Ausſchußfaſſung angenommen.

des Arbeitgebers. Die Unabhängigen wollen

trachtet wiſſen.

genommen. Ebenſo die S 11 und 12.

unterſtehen, beſtimmt werden, daß
als Arbeiter und Angeſtellte im
trachten ſind.

alle Beamten obligatoriſch machen.

Volkspartei werden abgelehnt.

Beamtenanwärter in dieſen Paragraphen einzubeziehen,
angenommen, und damit F 1 erledigt.

14 bleibt unverändert.

Stärke der Belegſchaft.

el d (D. V.) und Schiele (D. N.) wird
er Anträge angenommen.

Zahl von Ergänzungsmitgliedern hinzutritt.
Die S 16 und 17 werden

ändert in der Ausſchußfaſſung angenommen.

auf die Dauer von einem Jahr gewählt.

zwei Jahre feſtſetzem.

wählten, die das Vertrauen
jederzeit durch
zwungen werden kann.

graph 18 in der Ausſchußfaſſung angenommen.
Nach Paragraph 20 ſind wahlberechtigt

die mindeſtens 24 Jahre alten Reich?angehörigen, die

deſtens drei Jahre dem Gewerbezweige,
angehören.

der bürgerlichen Ehrenrechte ſtreichen will.

abgeſprochen,

freuen. (Ordnungsruf.)
Abg. Schiele (D. N.) befürwortet einen Antrag, das Wahl

alter auf 20 Jahre heraufzuſetzen,
namentliche Abſtimmung.

Der Antrag der Unabhängigen wird abgelehnt. Die Ab
ſtimmung über den Antrag der Deutſchnatio-
nalen wird für morgen angeſetzt.

Ein zu dieſem Paragravhen von den Unabhängigen ge
ſtellter Antrag auf Schaffung von Soldatenräkten
wird abgelehnt.
Nach Z 30 und 31 ſind die Sitzungen des Betriebsrates nicht
r nd finden möglichſt außerhalb der Arbeits
zei aAuf Antrag von ein Viertel der Betriebsratsmitglieder iſt
ein Beauftragter der im Betriebsrat vertretenen wirtſchaftlichen
Arbeitnehmervereinigungen zu den Sitzungen mit beratender
Stimme hinzuzuziehen.

Abg. Oberfohren (Deutſchn.)y: Der Betriebsrat ſollte
aufgebaut werden auf der Grundlage ſelbſtändiger Jntereſſen
vertretungen von Angeſtellten und Arbeitern. Nicht durch Ni
vellierung, ſondern durch Differenzierung ſind
Fortſchritte zu erzielen. Wir beantragen, daß die auf Antrag
von Zweidrittel der bevollmächtigten Arbeitnehmer einer Gruppe
beauftragten wirtſchaftlichen Arbeitnehmervereinigungen hinzu
zuziehen ſind.

Der Antrag wird abgelehnt.
Eine Reihe weiterer Paragraphen, bis S 37, werden

weſentlichen nach den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes erledigt.
Die Sitzung dauert um 10 Uhr abends noch an.
Nächſte Sitzung: Freitag 9 Uhr. Fortſetzung der heutigen

Beratung, vorber 54 kleine Anfragen.

im

Nach Ablehnung des Antrages der Deutſchen Volkspartei

ach 10 ſind Arbeitnehmer im Sinne dieſes Geſetzes
Arbeiter und Angeſtellte mit Ausnahme der Familienangehörigen

auch die Haus
gewerbetreibenden als Arbeitnebhmer im Sinne des Geſetzes be

S 10 wird unter Ablehnung der Anträge der Unabhängigen
im weſentlichen unverändert in der Faſſung des Ausſchuſſes an

Nach S 13 kann durch Verordnung der Reichsregierung für
die öffentlichen Behörden und die Betriebe des Reiches, ſowie
für die öffentlich-rechtlichen Körperſchaften, die der Reichsaufſicht

ewiſſe Gruppen von BeamtenEnne dieſes Geſetzes zu be

Ein Antrag der Unabhängigen will dieſe Beſtimmung für

Der Antrag der Unabhängigen, ſowie Anträge der Deutſchen

Ein Antrag der Deutſchnationalen, auch die
wird

15 umfaßt die Zuſammenſetzung des Betriebsrates und die
Bemeſſung der zahlenmäßigen Stärke der Betriebsräte nach der

Nach kurzer Begründung der Anträge des Abg. Winne-.
g 15 unter Ablehnung

Eingefügt wird auf Antrag der Mehrheitsparteien die Be-
ſtimmung, daß beim Anwachſen der Belegſchaft die entſprechende

nach kurzer Ausſprache unver-

Nach Paragraph 18 werden die Mitglieder des Betriebsrats

Die Rechtsparteien wollen die Wahldauer auf
Die Unabhängigen verlangen, daß die Abberufung von Ge

der Mitarbeiter“ verloren haven,
einfache Mehrheit der Betriebsverſammlung er-

Die Abänderuungsanträge werden abgelehnt und Pava

alle mindeſtens
18 Jahre alten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer, die ſich
im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. z

wahlbe

Die Franzoſen zögern noch immer
Noch keine Gefangenen heimgekehrt!

(Von unſerem hf-Sonderberichterſtatter.)
Frankfurt, 15. Januar.

Die mit den Franzoſen über die Heimführung der
deutſchen Kriegsgefangenen getroffenen Abſchlüſſe
ſind bis jetzt noch nicht in Kraft getreten. Die Franzoſen hätten
die Verpflichtun 24 Stunden nach Ratifikation die erſten Trang,
porte nach Deutſchland abzuliefern. Jetzt ſind mehr als noch ein,
mal 24 Stunden vergangen, und es iſt noch immer kein Heim.
kehrerzug gekommen. Die Franzoſen ſind anſcheinend doch noch
nicht ſo weit mit den Vorbereitungen zum Abtrans,
port geweſen. Geſtern ſind endlich von franzöſiſcher Seite die
ſchon lange bereitſtehenden deutſchen Leerzüge ange,
fordert worden, Dieſe Leerzüge cehen mit deutſchem Perſonal
bis an die deutſch franzöſiſche Grenze, dort werden ſie von den
Franzoſen übernommen Allerdings iſt bis jetzt nur ein geringer
Teil der Züge angefordert worden.

Die Kdriafrage gelöſt
Amſterdam, 13. Januar.

Einer Reutermeldung zufolge berichtet „Daily Chronicle“
aus Paris, daß die adriatiſche Frage gelöſt worden
ſei. Fiume bleibt bei Jtalien. Der Hafen wird jedoch
internationaliſiert. Er wird dem Vbolkerbund unterſtellt. Das
Hinterland kommt an Jugoſlawen. Jtalien wird jedoch die Be
nutzung der Bahn garantiert. Die geſamte dalmatiniſche
Küſte mit Ausnahme von Zara und einer oder zwei Jnſeln
fällt an Jugoſlawien. Ueber das Schickſal Alba-
niens iſt eine Entſcheidung noch nicht getroffen.

Paris, 15. Januar.
Die ſeit einer Woche zwiſchen Clemenceau, Lloyd

George und Nitti einerſeits und der ſüdſlawiſchen
Delegation unter Führung von Paſitſch und Trum
bitſch andererſeits repflogenen Verhandlungen ſind zum Ab-
ſchluß gekommen. Die drei Regierungschefs unterbreiteten den
ſerbokroatiſch-ſloweniſchen Bevollmächtigten den Entwurf eines
nebereinkommens, der von Jtalien gebilligt
wird. Clemenceau beſchwor in einer Anſprache Vaſieſch
und Trumbitſch im Jntereſſe des Friedens, das Nebereinkommen
anzunehmen. Sie erklärten, die Wichtigkeit der Angelegenheit
zwinge ſie, in Belerad darüber Bericht zu erſtatten. Sie ſetzten
ſich ſofort telegraphiſch mit ihrer Regierung in Verhindung.

Die erſte Völkerbundesratſitzung
Paris, 15. Januar.

In er morgigen erſten Sitzung des Völkerbundsrates werden

für Frankreich Leon Bourgeois, für Großvechtigt ſind, mindeſtems ſechs Monate dem Behriebe, ſowie min-
in dem ſie tätig ſind,

Abg. Kunert (U. S.) begründet einen Antrag, der das Wahl
alter auf 16 Jahre herabſetzt und das Erfordernis des Beſitzes

Vielen Leuten, die
aus Not das Strafgeſetz übertreten, haben, ſind die Ehrencechte

während Lebensmittelſchieber und Maſſenmörder,
wie Marloh und Noske, ſich nach wie ror der Ehrenrechte er

und beantragt hierüber

los, Belgien Hymans ſprechen.Staaten haben ihren Beitritt zum Völkerbund erklärt Spanien,
Schweden und Dänemark.

britannien Lord Curzon, Griechenland Venize-
Von den neutralen

Die Zuſtimmung Norwegens iſt eben
falls ſicher; jedenfalls iſt eine entſprechende Mitteilung wegen
Leitungsſtörungen noch nicht in Paris eingetroffen.

Lord Robert Cecil erklärte in einer Rede über den
VBölkerbund, daß der jetzige Bund nur eine Einleitung ſei,
Das Ziel ſei ein Bund aller Nationen zur Auf
rechterhaltung des Friedens.

Delbrück vor dem Unterſuchungsausſchuß
Berlin, 15. Januar.

Staatsſekretär von Delbrück- Jena iſt vor den Unter
15 chungsausſchuß geladen worden. Seine Vernehmung

ürfte noch im Laufe dieſes Monats vorgenommen werden.

Das Selbſtbeſtimmungsrecht der Deutſchen
Haag, 15. Januar.

Nach Newyorker Meldungen wurden im Senat erneut
Erklärungen zugunſten des Selbſtbeſtimmungsrecht es
Deutſch- Oeſterreichs abgegeben und gebilligt. Die
neberzeugung, daß es den deutſchen Gebieten Mittel-
europas freiſtehen muß, ſich mit Deutſchland zu ver-
einigen, gewinnt täglich an Boden.

Der franzöſiſche Geſchäftsträger für Berlin
Paris, 14. Januar.

Clemencegau empfing den franzöſiſchen Geſchäftsträger
für Berlin, De Marcilly. Mareilly iſt 53 Jahre alt. Er
trat im Jahre 1892 in die diplomatiſche Laufbahn ein, war zu
erſt in Marokko, ſpäter in Peking und leitete von 1904--1912
am Quai d'Orſay das marokkaniſche Büro beim politiſchen
Direktor. Jm Jahre 1912 kam er als Generalkonſul s
Genua. Dieſen Poſten verließ er vor einigen Wochen, um
für ſeinen neuen Poſten vorzubereiten

d

(Nachdruck verboten.)

Das Spiel mit dem Tode
17] Roman von Lola Stein.

Amerikaniſches Copyright 1019 by Carl Duncker, Berlin.

„Sie hat ſich auf das Feſt gefreut, iſt fertig angekleidet,
laſſen Sie ſie doch gehen, unter meinem Schutz!“

„Unſinn,“ ſagte er verdrießlich, „Maja iſt doch kein
Kind. Das Kleid wird ſie eben ein anderes Mal tragen.
Ich kann mich doch hier unmöglich den ganzen Abend allein
langweilen. Mein Gott, Doktor, was machen Sie für ein
Geſicht. Maja, möchteſt du wirklich ſo gern?“

Seine Stimme klang finſter, drohend beinahe. Die
junge Frau wandte ſich ab, brach in Tränen aus und ver-
ließ das Zimmer. Der Oberlandesgerichtsrat warf einen an
klagenden Blick nach oben.

„Weiberlaunen! Was ſagen Sie dazu, Doktor? Jſt
das nicht ſchrecklich?“

„Jch ſage, daß Sie doch einen verdorbenen Abend
haben werden, ſo oder ſo. Darum iſt es ſchon beſſer, Sie
laſſen Jhre Gattin gehen.“

„Nein, meine Frau geht nicht ohne mich aus.“
„Hm, auch nicht unter meinem Schutz?“
„Sie haben mein ganzes Vertrauen, Doktor aber das

nein, das geht eben nicht.“
„yAlſo mißtrauen Sie mir doch!“ Raoul Bronſart

lächelte ſpöttiſch. „Machen Sie ſich nicht lächerlich, lieber
Freund.“

Der andere fuhr auf. „Was ſoll das heißen, Doktor?“
„yVNun, ein Mann, der aus unbegründeter Eiferſucht
ſeine Frau keinen Schritt allein gehen läßt, iſt in meinen
Augen ein wenig lächerlich. Nehmen Sie's mir nicht übel.
Ein jeder nach ſeiner Faſſon.“ S

Er trat dem Beite ganz nahe, ſah, daß der Oberlandes-
gerichtsrat mit ſich kämpfte, und beobachtete ihn lauernd.

Und in dieſem Augenblicke fiel ſein Auge auf den
Nachttiſch, der neben dem Bette ſtand. Auf der Glasplatte
lag eine kleine gläſerne Spritze, ein Fläſchchen mit einer
Flüſſigkeit ſtand daneben. Raoul Bronſarts ſcharfe Augen

Ehe der Oberlandesgerichtsrat noch recht beprift, hielt
r das Fläſchchen in ſeiner Hand, öffnete den Kork und roch
daran.

„Morphium,“ ſagte er ruhig und ſtellte es auf das
Tiſchchen zurück. „Sind wir ſchon ſoweit, mein Freund?“

Hermann Lindner hatte ſich verfärbt. Er fühlte ſich
durchſchaut, ſeine gefährlichſte Schwäche, ſeine heimliche, ver
derbliche Leidenſchaft den Augen dieſes Mannes preis
gegeben, dem nichts entgehen zu können ſchien.

„Sie ſind auf einem gefährlichen Wege,“ ſagte Raoul
Bronſart mit eiſiger Ruhe. „Sie treiben einem furchtbaren
Abgrunde zu, aber das wiſſen Sie ja natürlich ſelbſt.“

Der Oberlandesgerichtsrat kämpfte um ſeine Faſſung.
„Hin und wider, ganz ſelten eine kleine Spritze,“ ſagte

er, „Sie können als völlig geſunder Mann über ſolche Dinge
nicht mitreden, Doktor.
und andere Beſchwerden einen plagen können.“

„Aber ſo eine Spritze tut Wunder,“ ſagte Bronſart.
„Das weiß ich Sie könnten alſo das Feſt heute abend mit-
machen, aber Sie wollen nicht. Nun leben Sie wohl.“
rei Der andere hielt des Freundes Hand zögernd in der
einen.

„Wenn Sie mir verſprechen, Maja bis ſpäteſtens 1 Uhr
e gibringen. dann will ich ihr erlauben, mit Jhnen zu
gehen.“

Raoul Bronſart unterdrückte die wilde Freude, die ihn
durchzuckte. Er blieb ganz ruhig, ganz kühl und beherrſcht.
Denn er fühlte die mißtrauiſchen Augen des älteren
don durchbohrend auf ſeinem Antlitz. Er lächelte
pöttiſch.

„Alſo doch. Nun, ich gratuliere zu dem Entſchluß. Sie
ſind alſo doch ein vernünftiger Mann.“

Der Oberlandesgerichtsrat hatte geklingelt. „Paul,
Aer Sie die gnädige Frau.“ Maja kam mit geſenkten

ern.
„Du kannſt mit Dr. Bronſart gehen, Maja. Aber komm

bitte nicht ſpäter als um 1 Uhr nach Hauſe. Jch möchte
keine W und gar geſtörte Nacht.“

Sie blickte auf, verwirrt und unglaubig. Jhre Augen
pmfaßten das Bild. er erkannte im Nu den Zuſammenhang. eilten fragend und wie erſchreckt von einem zum andern.

Sie wiſſen nicht, wie Schmerzen

Jhr Gatte wandte ſich mürriſch ab, Dr. Bronſart ſagte ganz
ruhig und ſelbſtverſtändlich:

„Nehmen Sie ſchnell Jhren Mantel um, gnädige Frau,
ich hole indes Jhre Blumen von vorn. Das Auto, mit dem
ich kam, wartet noch unten. Schnell, ſonſt verſäumen wir
die beſten Vortrage.

„Gute Nacht, lieber Lindner, gute Beſſerung und auf
baldiges Wiederſehen.“ Er nickte Lindner zu.

„Soll ich ſoll ich wirklich gehen?“ fragte Maja.
„Du hörteſt es ja. Tue doch micht ſo erſtaunt, Kind, ſo,

als ob ich ein Tyrann wäre und dir keine Freude gönnte.
Gehe nur, geh, aber komm zeitig zurück.“

Sie reichte ihm haſtig die Hand, immer noch verwirrt
und erſtaunt. Dann verließ ſie mit Bronſart das Zimmer.

Sie ſchlüpſte in ihr Ankleidegemach, Naoul ging nach
vorn. Er nahm den großen Roſenſtrauß Majas in die Hand
und preßte ſein heißes Geſicht in die kühlen Blumen.

Nun konnte er ſich vieles erklären, was ihm oft ſeltſam
erſchienen war. Hermann Lindners häufige Schwache und
grenzenloſe Müdigkeit, ſeine Verfallenheit und dann die
plötzliche Friſche, die an manchen Tagen an ihm ſo ſehr über
raſchte. Er hatte ſich oft gefragt, woher er plötzlich den
neuen Zuſtrom an Kräften nahm. Daß er Morphiniſt ſein
könnte, hatte er niemals gedacht.

Die Tür öffnete ſich, er ſchrak auf aus ſeinem Sinnen.
Maja Lindner ſtand auf der Schwelle.
Das Haupt war unbedeckt, über das Kleid hatte ſie den

Sealmantel gezogen. Die Augen, an venen noch Tranen-
ſpuren ſichtbar waren, leuchteten in frohen Glanze, in einer
halb glücklichen, halb beklommenen Ecrwartung.

„Jch bin bereit,“ ſagte ſie leiſe.
Da war er an ihrer Seite. „Maja, freuen Sie ſich?“
ch verſtehe das Ganze nicht. Welche Ma.ht haben

Sie über die Menſchen? Ueber ihn, aber mich?“
Er lächelte. „Laſſen wir ihn. Freuen wir uns des

Abends.“
Und er führte ſie hinab, aus dem Hauſe hinaus, und

hob 63 n W v
„Zu Kroll,“ ſagte er zu dem Fhauffeur, aber ſabren

Sie nicht ſo entſetzlich ſchnell. Vir baben es ch a igl“

Fortſetzung folgt.) e

gemeinwohl

z einer eir
pdigen, als
jtteln und m
hen die Be
täriſchen

berichtet
der Strec
ſamt und
utet mi
e en un
ſehen n
Plakat:
tung. De
m Eiſenbah

er Arbeit
m Reihen di

„Politi
mm Platze

ſender ſt
durch Abſch

ihrem Leber

Geſellen bet

Radauluſt e

recht der V

infolge der
euf das Ge

Virklich
Rgen, die j
et haben,
getreten ſin
rbszweigen

hädigung h
un? Ein
„Vorwärt:
ihstagsgebe

m Blutwerg
kwehr geg
lautet und
ihn Si ch
tn Verw
m müſſe
ben wor
tteivorſtan



angeLerſonal
von den
geringer

uar.
roniecle“

tralen
anien,
eben
wegen

r den
ig ſei,
Auf

Bilder aus der Republik
„„Blutſamen“

an Montag abend hat in Braunſchweig eine von
gehrheitsſozialiſten einberufene „Einigungsverſammlirng“
parteien vom Mehrheitsſozialismus nach links hinüber ſtatt

en Sie iſt ergebnislos verlaufen. Die eingeladenen
en haben aus ihr nur den Eindvuck mitgenommen, daß die
der ſchwach V ſind, wie Banmkrotteure,

nach neuem Kredit ſuchen und ſollte es auch bei Räubern und
dern ſein. Auf dieſer Verſammlung iſt ein Wort gefallen,
über die Berliner Eveigniſſe endgültig Klarheit ſchafft.

verliwer Kommuniſt Schönlank hat folgendes erklärt:
„Der Generalſtreik in ganz Deutſchland werde angeſtrebt.
ſolle ſich zum Generalaufſtand auswachſen, in dem ſich

in das geſamte Proletariat erheben werde. Wahrſcheinlich
de das Proletavriat den Kampf, der ſich dann entſpinnen
irde, verlieren. Aber es ſei notwendig, daß fürtnere Zeit Blutſamen geſät werde!“
ger Blutſamen iſt um den Reichstag herumgeſät worden.
iſt der Aſphalt weithin mit dem Blut gerötet, das auf Ge
der Drahtzie vergoſſen wurde. Zu den Schönlank und

ſſen haben ſich, wie nunmehr aktenmäßig feſtſteht, die Mit
der Unabhängigen Fraktion der Nationalverſammlung

it: Frau Zietz, Herr Zubeil und Herr We haben,
end ihr Genoſſe Geyer im Plenum gegen die Beſchützung
Reichstagsgebäudes Proteſt erhob, draußen die Menge auf
helt, das Gebäude zu ſtürmen „Dieſos Haus gehört dem
je und nicht der Söcherheitspolizei. Jhr wißt, was ihr zu
zabt!“ haben ſie der törichten, verhetzten Menge zugerufen.
pufhin ſind die erſten Schüſſe aus den Kavabinern
nan den Sicherheitsmannſchaften entriſſen hat!aktenmäßig feſt und iſt vom Plenum der Nationalverſamm
beim Beginn der Sitzung ſowohl vom Reichskanzler Bauer
zuch vom preußiſchen Jnnenminiſter Dr. Heine an der
o der Ausſagen einwandsfreier Zeugen Herr Dr. Heine
Frau Zietz und Herrn Zubeil ſelbſt geſehen und gehört

alen Eingelheiten dargelegt worden.

Fehrenbachs Mannesmut
s der Reichskangler ſeine Rede beendet hatte, wurde die

legte Rednerliſte von dem Präſidenten der Nationalver-
nlung, Herrn Fehrenbach, willkürlich durchbrachen. Das

erhielt nicht der Sprecher der ſtärkſten Fraklion des Parla
ſondern der Unabhängige Henke zur ſofortigen Ent-

ung auf die Worte des Kanzlers. Um die lärmenden und
ſenden Unabhängigen zu beruhigen, gab der bleiche Herr
jrenbach dieſen ſichibaven Beweis penſönlichen Mannesmutes
bhrüſtete ſich damit, daß ſeine Verſtändigkeit beſſer ſei als
verlangen „gewiſſer

deines gegen die Blutſchuldigen um Zietz, Zubeil und Braß
d alſo durch die Regierungsparteien ſelbſt abgeſchwächt wor

a i e Bin der el ne e e welken
t u inden ſollte über dee blutige Tat m en
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Der unentbehrliche Belagerungszuſtand
Am 5. Dezember erſt iſt der Belagerungszuſtand für Groß
in aufgehoben worden. Schon jetzt nach fünf Wochen hat
die Regierung r geſehen, ihn wieder einzuführen,
ihgeitig ihn über gang Deutſchland zu verhängen. Was be
tet das? Liegt darin nicht das Eingeſténdnis,
das deutſche Volk mit dem Maß von Frei-
it, das die Revolution ihm bringen ſollte,

iht zu regieren iſt? Freiheit! war das Hauptſchlag
t, mit dem man die Maſſen zur Revolution aufrief. Frei

it! hat es immer wieder in all den Feſtreden geklungen, die
Errungenſchaften der neuen Zeit feierten. Und nun ſehen

daß die Revolutionsregierung mit kurzen
en die Freiheit ſtärker beſchränken muß,
der ſogenannte Obriokeitsſtaat edas in Jahrzehnten tat. Der

rſuch, die freie Entſchließung der Volksvertretung durch den
ud der Straße zu beeinträchtigen, beweiſt in der Tat en
ihem Maße, daß das Volk für das revolutionäre Vreiwits

noch nicht reif iſt, wie der Streik der Eiſenbahner, die das
gemeinwohl rückſichtslos mit Füßen treten. Kann der Egois
einer einzelnen Gruppe ſich ärger an der Geſamtheit ver
pdigen, als wenn in heutiger Zeit die Belieferung mit Lebens-
eln und mit Kohlen unterbunden wird? Am beſetzten Geiet
en die Beſatzungsbehörden geregelten Zugverkehr für ihre
litäriſchen Zwecke erzwun-en. Die Streikleitung ſagte zu.
berichtet die „Kölniſche Volfsztg.“. Die Züpe liefen alſo.

der Strecke, auf der wir unſere Beobachtung machten, liefen
ſamt und ſonders, nur faſt völlig leer. „Das H
utet mir,“ meinte der Bahnbofsvorſteher, „wenn ich
eſen unnützen Verſchleiß an Material mitſehen muß.“ Am Eingang zur Bahnhofshalle prangte
Viekat: „Zivilverſonen werden nicht befördert. Die Streik-
ung Der „Vorwärts“ ſchrieb geſtern, es handle ſich bei
m Eiſenbahnerſtreik im Weſten um den Mißbrauch undiſziyvli
er Arbeitermaſſen durch politiſche Verbrecher aus

m Reihen der Unabhängigen und der Kommuniſten:
„Politiſche Verbrecher! Eine andere Begeichnun- iſt nicht

mm Platze Denn wer frevelhaft Leben und Geſundheit hundert
kuſender ſtädtiſcher Einwohner, Greiſe, Frauen und Säuglinge,
durch Abſchneidung der Lebensmittel- und Milchzufuhr in
rem Leben bedroht, iſt ein Verbrecher. Schonung gegen dieſe

Geſellen bedeutete Preisgabe der Bevölkerung. Höher als die
Mdauluſt eines Häufleins von Volksfeinden ſteht das Lebens
recht der Bevölkerung. Jeder Säugling, der dort drüben
infolge der Sperrung der Milchzufuhr zugrunde geht, kommt
euf das Gewiſſen der Unabhängigen und Kommuniſten!“
Virklich nur auf ihr 'Gewiſſen, nicht auch auf das der
gen, die jahrzehntelang das Prinzip des Klaſſenkampfes ver
det haben, in ſeinem Namen für das jchrankenloſe Streikrecht
getreten ſind und deſſen Zuläſſigkeit auch in denjenigen Er-
rbezweigen durchgeſetzt haben, wo es nur unter ſchwerſter
hädigung höherer Allgemeinintereſſen zur Anwendung kommen

Ein „politiſches Verbrechen“, „eine Schurkentat“ nennt
„Vorwärts“ auch die Veranſtältung der Kundgebung vor dem
eichetagsgebäude. Die Regierung und ihre Hrgane trefſe an
m Blutvergießen nicht die mindeſte Schuld. Die der Sicher
kwehr gegebenen Befehle hätten auf äußerſte Zurückhaltung
loutet und ſie habe auch eine wahre Lammsgeduld gezeigt.
n Sicherheitsheeamte hätten erſt mit ſchwe-
n Verwundungen vom Platze getragen wer
müſſen ehe der Befebl zum Feuern geben worden ſei. Auch ein Aufruf des ſozigl demokratiſchen

durch verlogene
laſſen, ſagt

Wivorſtandes, der die Arbeiter warnt, ſich

die Einkünfte der

die gewählten Vertreter der Arbeiter ſeien Augen der Vor
änge geweſen und würden beſtätigen, doß die Organe der Re
gierung nicht früher zur Abwehr geſchritten ſeien, als bis ibnen
kein anderes Mittel geblieben wäre, ſich ſelber und das Gebäude
der Volksvertretung gehen gewal:tätige Angriffe zu ſchützen. Es
iſt ja recht dankenswert, wenn der „Vorwärts“ jetzt gegen Lie
unabhängigen und kommuniſtiſchen Drahtzieher der Veranſtaltung
ſo ſcharfe Worte findet. Aber leider hat die Sozial-
demokratie, als ſie noch nicht Regierungsſondern Oppo ſitionspartei war, ſich der
ſelben „politiſchen Verbrechen“ und „Schurken
taten“ ſchuldig gemacht. Auch ſie hat gelegent-lich der Wahlrechts kämpfe die Volksmaſſen
auf die Straße und vor das preußiſche Abge
ordnetenhaus geführt. Und wenn man jetzt den Un-
abhängigen vorwirft, daß ſie mit ſolchem Druck der Straße auf
die Volksvertretung undemokratiſch handeln, ſo würden ſie darauf
immerhin einwenden können, daß das Mandat der heutigen
Volksvertretung längſt abgelaufen ſei und ſie keineswees mehr
ein richtiges Spiegelbild der Mehrheitsverhältniſſe im Volke ſei.
Das kann in unſeren Augen das revolutionäre Vorgehen nakür-
lich nicht rechtfertigen, müßte es aber eigentlich in den Augen
einer Revolutionspartei wie der Mehrheits ozialiſten, für die der
Volkswille die entſcheidende Quelle aller Staatsgewalt iſt.

Schuldlos iſt die Regierung und die maßgebende Re-
gierungspartei an den geſtrigen Vorkommniſſen auch in
ſofern nicht, als ſie durch ihre Nachgiebigkeit gegen Maſſen
ſtimmung und Straßendruck die Veranſtaltung derartiger Kund-
gebungen geradezu herausgefordert hat. Wenn am Montag abend
den Vertretern der Preſſe regierungsſeitig erklärt wurde, die
Mehrheitsſozialdemokratie ſei geneigt, in die Oppoſition gegen
das Geſetz einzutreten und ſich damit an die Seite der unab
hängigen Sckweſterpartei zu ſtellen, die getreu ihrem Grundſatz:
Alle Macht den Arbeitervräten! dieien flauen Geſentzentwurf ab
lehne, ſo war dieſe unſichere ſchwankende Haltung ja gerade-
zu eine Einladung an die Unabhängigen, die
mebrheitsſozialiſtiſche „Schweſterpartei“ durch geeignete Maß-
nahmen zu ihren Gunſten aus dieſem labilen Gleichgewicht
herauszubringen. Und wie Willensſwäche durchaus das über
ragende Charakteriſtikum unſerer Regierung und der Regierungs
parteien genannt werden kann, ſo ſpieoelte ſie ſich auch in dem
Verhalten der Nationalverſammlung leider allzu deutlich. We
ſehr fiel dieſes byſteriſche Verhalten unſerer Volksvertretung
gegen die ruhige und pflichtbewußte Würde ab, mit der die
franzöſiſche Kammer ſeinerzeit in ähnlicher Lage erklärte: Die
Sitzung nimmt ihren Fortgang!

e SDie neuen Sterergef tz-Entwürfe
III.

Körperſchaftsgeſetz.
s 1. Juriſtiſche Perſonen des öffentlichen und des

bürgerlichen Rechses, nichtrechsſähige Perſonenbere nigungen,
Anſtalten, Stiftungen und ſonſtige Zwelvermögen unterliegen
mit ihrem Einkommen der Körperſchaftsſ.euer, jobeit es nach
dem Einkommenſteuergeſetze nicht oder nicht unmittelbar als Ein
kommen natürlicher Perſonen ſteuerbar iſt.

Liegt der Sitz oder der Ort der Leitung eines Steuer-
r im Ausland, ſo beſchränkt ſich die Steuerpflicht auf

as Einkommen aus inländiſchem Grundbeſitz und aus Gewerbe
betrieben, für die im Jnland eine Betriebsſtätte unterhalten
wird.

F 2. Von der Körperſchaftsſteuer ſind befreit:
1. Das Reich, die Unternehmungen, deren Erträge aus

ſchließlich dem Reiche zufließen, und die Reichsbank;
2. Anſtalten, die im Falle der Unzulänglichkeit der eigenen

Mittel vom Reiche danernd ganz oder teilweiſe unterhalten, und
Stiftungen. deren Zwecke im Falle der Unzulär keit der
eigenen Mittel vom Reiche ganz oder teilweiſe erfüllt werden,
ſoweit die Beſteuerung zu einer Jnanſpruchnahme des Reiches
führen würde;

3. die Träger der Reichsverſicherung;
4. die Einkünfte der rechts ähigen Penſions-, Witwen-,

Waiſen, Sterbe-, Unterſtützungs- und ſonſtigen Hilfskaſſen für
Fälle der Not oder der Arbeitslrſigkeit;

5. juriſtiſche Perſonen, denen unter Wahrung der Gegen-
ſeitigkeit nach allgemein vö kerrechtlichen Grundſätzen oder denen
nach beſonderen mit anderen Staaten getroffenen Verein-
barungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen
Steuern zuſteht.

Das ſteuerbare Einkommen.
s 83. Soweit in dieſem Geſetze nichts anderes vorgeſchrieben

iſt (FF 6 bis 8), unterliegt der Steuer der Geyamtbetrag
der in Geld oder Geldeswert beſtehenden Einkünfte nach Ab
zug der im S 9 genannten Beträge ſteuerbares Einkommen).
Bei den Erwerbs und Wirtſchaf!sgenoſſenſchaften, die der ge
meinſchaftlichen Verwertung der eigenen Erzeugniſſe der Ge
noſſen oder dem gemeinſchaftlichen Einkauf von Waren aus-
ſchließlich für die Genoſſen dienen und anderen gleiche Zwecke
verſolgenden rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen Perſonen
vereinigungen gelten die Geldbeträge, die unter die Mitglieder
verteilt werden, als ſteuerbar, auch ſoweit ſie nicht unter die
Vorſchrift von Satz fallen.

s 7. Als ſteuerbares Einkommen gelten allgemein
1. einmalige Vermögensanfälle in Form von Erbſchaften,

Vermächtniſſen und Schenkungen im Sinne des S 40 des Erb-
ſchaftsſteuergeſetzes;

2. Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln einer
Stiftung, die als Unterſtützungen für Zwecke der Erziehuna, ges
Unterrichts, der Ausbildung, der Wiſſenſchaft oder der Kunſt be
willigt ſind;

3. Gewinne, die durch Veräußerung von Gegenſtänden er-
zielt worden ſird, die nach S 8 des Beſitzſteuergeſetzes vom
8. Juli 1918 (NRGBl. S. 524) zum nicht ſteuerbaren Vermögen
gehören, es ſei denn, daß ſie in der Abſicht der Wiederveräuße-
rung erworben worden ſind;

4. Gewinne, die durch Veräußerung von Grundſtcken er
zielt worden ſind, es ſei denn, daß die Grundſtücke erſt inner-
halb der letzten 10 Jahre oder zum Zwecke der Wiederveräuße-
rung erworben worden waren. Vei einem Erwerb im Sinne
der Nr. 1 wird die Be zeit des Rechtsvorgängers hinzu-
gerechnet;

5. geſellſchaftliche und genoſſenſchaftliche Einlagen ſowie
Beiträge der Mitglieder von Perſonenvereinigungen.

g 8. Als ſteuerbares Einkommen gelten ferner
nicht:

1. vei den Ländern, Gemeinden und anderen Körperſchaften,
Anſtalten, Stiftungen und Zweskvermögen des öffentlichen Rechts

Unternehmungen, die vorwiegend im öffentlichen Jntereſſe betriebenwerden, ſowie der Nutzungswert der Grundſtücke, Gebäude und
nutzbaren Rechte, die der Verwaltung oder ſonſtigen öffentlichen
oder gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken dienen. J

2. bei den inländiſchen Kirchen und öffentlich-rech“lichen
kirchlichen Körperſchaften und Anſtalten und ven
ſonſtigen kirchlichen Zwecken dienenden rechtsfähigen und nicht-
rechtsfähigen Perſonenvereinigungen, Anſtalten, Stiftungen und
Zweckvermögen die für dieſe Zwecke laufend oder ſonſt unmittel-
bar verwendeten Einkünfte, ferner die Einfünfte der Kirchen
bauvereine. Den Kirchen ſtehen die ſonſtigen als Körnerchaften
des öffentlichen Rechtes anerkannten inländiſchen Religio ae
geſellſchaften. ihre weſentlichen Zwerke don firchlichen wecken
gleich:

3. die Einkünfte der inländiſchen rechtsfähigen und nicht
Perſonenvexeinigungen, Anſtalten, Stiftungen und

en oder v re rwerden;
6. die auf Grund der Jahresab ſchlüſſe an Mitglieder des

Vorſtandes und des Aufſichtsrates, an Angeſtellte
und Arbeiter als Entſchädigung oder Belohnung für hre
Tätigkeit gereichten Vergütungen jeder Art;

7. Zuwendungen an Unterſtützungs- und Pen
W ſen des Vetriebes, wenn die dauernde Verwen-

ung für die Zwecke der Kaſſen geſichert iſt;
8. bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien der Teil des

Gewinns, der an perſönlich haftende Geſellſchafter auf ihre nicht
auf das Stammfkapital gemachten Einlagen ger als Vergütung
(Tantieme) verteilt wird;

9. bei Erwerbsgeſellſchaften, die nachweislich ſeit Beginn des
der Veranlagung zugrunde gelegten Geſchäftsjahres mindeſtens
ein Fünftel der geſamten Aktien, Kuxe, Anteile und Genuß-
ſcheine einer anderen Erwerbsgeſellſchaft beſitzen, die hierauf
entfallenden Gewinnanteile jeder Art.

S 9. Vom Geſamtbetrage der Einkünfte ſind, ſoweit in
dieſem Geſetze nichts anderes vorgeſchrieben iſt, abzuziehen:

die zu ihrer Erwerbung, Sicherung und Erhaltung ge
machten Aufwendungen (Werbungskoſten). Zu den Wer-
bungskoſten gehören auch:

a) Ertragsſteuern ſowie ſolche öffentlichen Abgaben
und Beiträge zur Verſicherung von Gegenſtänden, welche
zu den Geſchäftsunkoſten oder Verwaltungskoſten zu
rechnen ſind:

b) die regeelmäßigen jährlichen Abſſetzungen für Ab
nutzung von Gebäuden, Maſchinen und von beweg-
lichem Betriebsirtentar, ſoweit nicht die Koſten für die
Erſatzbeſchaffung als Werbungskoſten abgezogen werden;

c) bei Bergbauunternehmungen, Steinbrüchen und anderen,
einen Verbrauch der Subſtanz bedingenden Betrieben die
Abſchreibungen für die Subſtanzverringerungen;

2. die von dem Steuerpflichtigen gezahlten Schuldzinſen
und die auf beſonderen privatrechtlichen, öffentlich-rechtlichen
oder geſetzlichen Verpflichtungsgrunde beruhenden Renten und
dauernden Laſten, ſoweit ſie nicht der Erfüllung ſtiftungs-,
faſſungs- oder ſonſtiger verfaſſungsmäßiger Zwecke dienen;

3. Beiträge zu den geſetzlichen Berufsvertretungen;
4. bei einzelnen Veräußerungsgeſchäften (8 11 Nr. 5 des

Einkommenſteuergeſetzes erlittene Verluſte, es ſei denn,
daß im Falle der gewinnbringenden Veräußerung der Gewinn
nicht zum ſteuerbaren Einkommen gehört (S 7 Nr. 3 und 4).

Der Steuertarif,
F 12. Die Steuer beträgt 10 Prozent des ſteuerbaren Ein

kommens.
8 13. Bei den Aktiengeſellſchaften, Kommandit-

geſellſchaften auf Aktien, Kolonialgeſellſchaften, bergbautreiben-
den rechtsfähigen Vercinigungen und nichtrechtsfähigen Berg-
gewerkſchaften und Gefſfellſchaften mit beſchränkter Haftung,
ferner bei ſonſtigen Perſonenvereinigungen mit wirtſchaftlichem
Geſchätfsbetriebe, deren Zweck die Erzielung wirtſchaftlicher Vor-
teile für ſich oder ihre Mitglieder iſt, mit Ausnahme der im

F 5 genannen Steuerpſlichtigen Erwerbsgeſellſchaften), beträgt
die Steuer:
wenn das ſteuerbare Einkommen
3 Proz. des Vermögens nicht überſteigt 10 Proz. 12 Proz.

45 L 7 L 34 11 4 13 46 2 7 7 4 12 2 14 l8 S 18 1610 2 I L 7 La 14 7 18 Lz 989914 4 2 4 L 2 16 22 416 L 7 7 17 7 24 218 L 7 v W II 18 [4 26 L20 19 88wenn es mehr als
20 Proz. des Vermögens beträgt, 20 80

Zu dem verteilten Einkommen gehören auch die Rück
zahlung en von Grund- und Stammkapital und G'ſchäfts
anteilen, zu dem nichtverteilten Einkommen auch die zur Tilgung
von Schulden, zur Verbeſſerung und Erweiterung des Geſchäfts
verwendeten Beträge.

S 14. Vermögen im Sinne des S 13 iſt das geſamte m
Betrieb arbeitende Vermögen nach dem Stand am Jahres-
ſchluß unter Abzug der Schulden.

Zum Vermögen im Sinne dieſer Vorſchrift gehöct nicht das
Vermögen von Unterſtützungs- und Penſionskaſſen, deſſen
dauernde Verwendung für dieſe Zwecke geſichert iſt.

S 16. Den Maßſtab der Beſteuerung bildet das Ein-
kommen des Wirtſchaftsjahres (Geſchäftsjahres), das der Steuer-
pf.ichtige für die Feſtſtellung ſeines Einkommens angenommen
hat, in Ermangelung eines ſolchen das Einkommen des
Kalenderjahres. Das Geſchäftsjghr muß für das geſamte Ein-
kommen einheitlich ſein; ſeine Ergebniſſe ſind in einheitlicher
Rechnung zuſammenzufaſſen. Die Reilenfolge der Geſchäfts
jahre darf nicht unterbrochen werden.

8 17. Die Veranlagung erfolgt nach Ablauf des maß-
gebenden Geſchäfts oder Kalenderjahres. Erliſcht die Steuer-
pflicht nach Ablauf des Kalenderjahres, ſo erfolgt die Ver-
anhagrung nach ihrem Erlöſchen

g 22. Jeder Steuerpflichtige iſt nach näherer Anordnung
des Reichsminiſters der Finanzen zur Abgabe einer
Steuererklärung verpflichtet. Die zur Abgabe der
Steuererklärung für die Länder zuſtändigen Be und
Beamten werden von der Landeszentralbehörde beſtimmt.

F 29. Die erſte Veranlagung zur Körperſchafts
ſteuer erfolat auf Grund des Einkommens, da in dem im
Kalerderjahr 1920 ablaufenden Geſchäftsjahr, in Ermangelang
eines beſonderen Geläriftsjahrs auf Grund des Ein
kommens, das im Kalenderijahr 10920 erzielt
worden iſt.

Chavotiſche Zuſtände in der Reichsſteuerverwaltung. Die
Uebertragung der Steuerverwaltung auf das Reich ſowie die
Einrichtung der Landesfinanzämter ſollte bereits zum l. Oktober
1919 erfolgen. Wie eine Nachrichtenſtelle mitteilt, iſt dieſe Or
ganiſation aber zurzeit in keiner Weiſe beendet. Man ſagt nicht
u viel, wenn man behauptet, daß tatſächlich ein chaotiſcher
Lirrwarr herrſcht. Die Beamten wiſſen vielfach nicht,

welche Tätigkeit ſie ausüben ſollen, da es ihnen an Zuteilung der
nötigen Arbeit und Jnſtruktionen fehlt. Zudem ſind die Abtei-
lungsleiter zum großen Teil noch nicht ernannt. ſo daß von
einer geordneten Uebergabe der Geſchäfte nicht die Rede ſein
kann. So müſſen ſich die Beamten ſchlecht und recht mit den
alten Beſtimmungen behelfen. Dieſe Verhältniſſe eröffnen
die traurigſten Ausſichten für die Uehernahme
der Staatseiſenbahnen auf das Reich, ci der mit
gleicher Ueberſtürzung und Planloſigkeit vorgegangen werden
müßte, wenn die Uebernahme bereits zum 1. April erfolgen ſoll.
Derartige dilettantiſche und demagogiſche Experimente können
die deutſchen Verkehrsverhältniſſe nicht vertragen, ohne vällig zu
ſammenzuhrechen!

Der gute Ton im „Vorwärts“. Das Zentralorgan der deut
ſchen Sozialdemokratie ſtellt einen Artikel des Herrn v. Graefe,der ich mit der Auslieferungsfrage befaßt, zuſammen mit der

durch die Blätter gegangenen Notiz über die Auslieferung von
M 000 Hunden an Frankreich und ſchreibt z:

Was iſt nun ſchlimmer für Deutſchland? Ob wir Herrn
v. Graefe-Goldebee oder o wir 26 000 Hunde las werden Die
Frage iſt nicht ſchwer zu beantworten.

Man wird in Leſerkreiſen ſtaunen über daß Maß von gutemGeſchmack, das hier vom „Vorwärts“ l wird, und
fragen, ob dem etwa auch ein Kabinett beſchluß zu
arunde liegt.



Halle uns Amgebung

Kus dem Haushaltungsausſchuß
Dreiviertel Million Mehrbedarf für das ſtädtiſche Armen

und Fürſorgeweſen.
Der Etat des ſtädtiſchen Armenweſens iſt jetzt bereits um

382 000 Mk. überſchritten worden. Bis zum Schluß des Rech-
nungsjahres werden weitere 400 000--450 000 Mk. zur Deckung
des nötigſten Bedarfs erforderlich ſein. Dieſe Ausgaben-
ſteigerung iſt dadurch bedingt, daß im Laufe des Jahres die
Bedarfsſätze mehrmals erhöht werden mußten, und daß
die Pflegeſätze für die Unterbringung von Kindern bei Privaten
gleichfalls erhöht wurden. Die Pflege der Kinder in den Heil-
anftalten hat einen Mehraufwand von 50000 Mk. erfordert.
Dies rührt daher, daß die Zahl der zu behandelnden Kinder
erheblich geſtiegen iſt. Einem Beſchluß der Stadtverordneten
verſammlung entſprechend, ſoll eine Vermehrung der
Stellen für Säuglinge geſchaffen werden. Der Magi-
ſtrat ſieht vor, daß das Säuglingsheim im Emilienheim der
BethckeLehmann Stiftung um 20 Betten vermehrt wird. Zu
diefem Zweck ſoll die Leſehalle umgeſtaltet und eingerichtet wer
den, während die Leſehalle in das Haupigebäude verlegt werden
ſoll. Für bauliche Veränderungen ſind 9300 Mk., für Beſchaffung
der Einrichtungsgegenſtände 18 000 Mk. erforderlich. Das Geld
ſoll den Mitteln der Stiftung, und zwar dem für das Jugend-
heim reſervierten Kapital entnommen werden.

Während den Führern, Weichenſtellern und anderen Be
amten der ſtädtiſchen Straßenbahn, die früher im Dienſt der
Privatgeſellſchaften waren, ihre frühere Dienſtzeit als ſtadti
Dienſtzeit angerechnet wird, iſt dies bei den Oberführern, bei
dem Werkſtatt- und Büroperſonal noch nichcht der Fall. Jhnen
ſoll jetzt die gleiche Ver günſtigung zuteil werden. Hier
bei wurde aus der Verſammlung angeregt, dieſe Vergünſtigung
auch auf das Perſonal des Stadttheaters auszudehnen. Die
30 neuen Motorwagen, und die 40 Anhänger, die die Stadt bei
der Waggonfabrik Wismar beſtellt hatte, ſollten urſprünglich mit
einem Erſatzlackanſtrich verſehen werden. Jetzt beſteht die Mög
lichkeit, die Wagen mit Friedenslack zu ſtreichen. Dafür ſind
insgeſamt 55 000 Mk. über den vereinbarten Preis hinaus
nötig. Die Summe wurde bewilligt.

Der Etat der Stadtentwäſſerung iſt mit insgeſamt 55 900
Mark infolge von Lohnerhöhungen und Steigerung der Matertal-
preiſe überſchritten worden. Die Summe wurde nachbewilligt.

Dem Geſuch zweier Beamtengruppen um Beförderung
Wnnte nicht entſprochen werden. Dagegen wurde dem Magiſtrat
empfohlen, beſonders tüchtige Anwärter auch ohne Prüfung in
öhere Stellen zu befördern. Dieſer Grundſatz ſoll nicht nur
für den gegenwärtigen Fall, ſondern dauernd Gelbung haben

Der Herchlandt- Prozeß
Die Zeugen Klaus und Hartung werden nicht vereidigt, weil dein Gericht ihre Ausſagen nißt glaubwürdig genug

erſcheinen; bei Hartung um ſo mehr, als er ſich der Mittäter-
ſchaft verdächtig gemacht hat. 2

Der zuge Steinfelder ſoll am 9. Januar 1919 abends
vor der „Halleſchen „eitung“ mit Ferchlandt im Auto geſehen
r als dieſer nach der Artillerie-Kaſerne fahren wollte. Er,
er Zeuge, gibt an, um dieſe Zeit an der „Goldenen Kugel“

geſtanden und zu den Mannſchaften gerufen haben: „Alles hört
auf mein Kommando!“ Um ſich Nachdruck zu verſchaffen, hat
er mit einer ſchießen wollen, zum Signal, wenn
es „losgehen“ n und zwar durch eine rote Patrone). Er

t aber leider bemerkt, za er keine Patronen hatte. Der
euge Weider ſagt aus, daß er ſechs Leuchtpatronen heraus-

gegeben hat, wovon eine für Steinfelder durch einen Matroſeneholt iſt. Steinfelder will dennoch keine ſolche erhalten haben,

ondern nur eine Gas-Patrone, womit er nicht feuern konnte,
weil ſonſt die Matroſen in Gasſchwaden geraten wären.
Zeuge Bode bekundet, daß er von einem Anmarſch von Ar
beitern auf den „Wetiner Hof zu gehört und den ganzenTag über Laſtautos und Sirahenbahnwagen mit Leuten aus

dem Wettiner Hof geſehen pa. d
Nachdem Zeuge Paetz auf ſeine früheg gemachten Aus-

ſagen h iſt, wird auf Antrag des zuſtändigen Bei-
ſitzers die Verhandlung auf Freitag, 9 Uhr, vertagt, da dieſer
erſt die Akten ſichten und für die noch notwendigen Beweis-
erhebungendie zuverläſſigſten Zeugen beſtimmen muß.

Klavierabend G. von Brucken-Fock. Auf den heute
tn abends 68 Uhr, im Saale der „Loge zu den fünf

ürmen“ ſtattfindenden Klavierabend des beliebten Pianiſten
von Brucken-Fock wird nachmals aufmerkſam gemacht. Karten
ſind auch noch an der Abendkaſſe erhältlich.

Das Hochwaſſer der Saale hat faſt die Höhe von 1909
grreicht. Die gelbbraunen Waſſermaſſen des Stromes fü führen
viel Holzſcheite und Geröll mit ſich. Die Paſſendorfer Wieſen
Paſſendorf ſelbſt ſowie die Durchläſſe wach der Landesheilanſtalt
und Nietleben ſowie die Peißnitzinſel ſind völlig überſchwemmt.
Die Talſtraße und der Weg vom Weinberg nach ber Landesheil
anſtalt ſind unpaſſierbar, der Verkehr mit Halle erfolgt über
Cröllwitz oder aber per Bahn. Die Pfännerſchaftliche Kohlen
hahn mußte ihren Betrieb einſtellen. Viel niedrig gelegene
Keller ſtehen unter Waſſer. Die Sagten in dem überſchwemanten
Auenfeldern ſowie auch das Wild erleiden Schaden.

FamilienNachrichten.
Geburten. Studienaſſeſſor Erich Tönnigs

LonnyMathilde geb. Jordan (Sohn).
und S7 Helme geb. Fiſcher (Sohn), Dornſtedt.

odesfälle. Am 14. Januar Barbierherr Hermann Ehricke
im 74. Lebensjahr. Am 14. Amalie Finger im
31. Lebensjahr Am 14. Januar verw. Gerichtsvollzieher
Emilie Bohnenſtengel im 680. Lebensjahr. Am 14. Ja-
nmuor Marie Zengerling im 57. Lebensjahr. Am 13. Ja-

uwuar Anng Reinsberger

Provinz Sachſen
Salzmünde, 15. Jan. (Ein Stier aus dem Stalle

geſtohlen. 2000 Mark Jn der Nachtum 14. Januar iſt auf dem Boltzeſchen, de er Klapprothſchen
te gu S itz ein rot und weiß gezeichneter Stier im Alter

drei Jahren und etwa drei Zentnern ſchwer, aus
Für zweckdienliche, zur Ermitte

und

don ungefä
dem Stalle geſtohlen worden.
lung und gerichtlichen Beſtrafung des oder der Spitzbuben füh-
renden Angaben hat der ſchädigte 2000 Mark Belohnung
ausgeſetzt.

1. Bernburg, 15. Jan. (Grubenunglück.) Auf der Ge
werkſchaft Jlberſtedt brach ein großes Stück Steinſalg los und
traf mehrere Arbeiter. Der Drittelführer Friedrich Wunderlich
aus Rathmannsdorf wurde mit ſchweren Verletzungen in das
Heſige Kreiskrankenhaus gebracht. rt iſt er alsbald verſtorben.

1 Walternienburg, 14. Jan. (Tötlicher Unfall.) Der

4 Schul te vom Wagen unde e h

bande) iſt man hier auf

Frau
Willy Fritſche

Materialunkoſten derart geſtiegen ſind, daß das j

Generalverſammlung keſchloß

1. Genthin, 15. Jan. (Einer ganzen Verbrecher-
u die Spur gekommen. Dem BeſitzerBräſecke waren fünf bis ſechs Zentner Fleiſch und Wurſt

waren, zumeiſt Bekannten gehörend, die dort väuchern ließen,
geſtohlen worden. Die Räucherwaren fand man in Säcke

verpackt in einer Buſchmiete im Walde verſteckt vor. Es konnten
h verhaftet werden, die auch mehrere andere
Diebſtähle eingeſtanden. Als man bei dem Arbeiter Haſchmir
ſchak eine Hausſuchung vornahm, fand man dort den ſchon ſeit
mehreren Tagen von der Polizei geſuchten Arbeiter Hübner.
Als man ihn verhaften wollte, ſchoß er ſich eine Kugel in den
Kopf; an den Folgen der ſchweren Verletzung ſtarb er im
Krankenhauſe. Der verhaftete Maler Zimmermann, der
den „wilden Mann“ zu ſpielen verſuchte, wurde nach Magdeburg
transportiert. Zuvor hatte man ihn dem überfallenen jungen
Mann aus Altbensdorf gegenübergeſtellt; der letztere glaubt in
Zimmermann den Wegelagerer zu erkennen. Jnwieweit Zim
mermann und Hübner an dem Mord an Dr. Frantz beteiligt
ſind, wird die Unterſuchung ergeben.

„H. 5.“ Sportberichte
Am Sonnabend und

ng des Gaues 4

geg. c. h kF. T. Preußen amFreitag, abends 6 Uhr, im „Goldenen Schiffchen“ in
außerordentlicher Generalverſammlung ihre Vereinigung durch-
zuführen. Die großen Vorteile liegen auf der Hand. Ver-
billigung der Vereinsle:tung, Vereinigung der Spielvläke und
er der Spielſtärke kommen dem neuen Verein zugute. Viel
leicht bietet ſich damit auch die Möglichkeit zur Anſtellung eines
eigenen Svortlehrers.

Hockey Städteſpiel Halle Deſſau Magdeburg. Am
31. Januar und 1. Februar tagt in Magdeburg der Kreis
tag der Provinz Sachſen im Miteldeut ſchen Hockeyverband. An
1. Februar, 10 Uhr vormittags, findet dort das Städteſpiel als
Propagandaſpiel ſtatt. Am Sonntag, den 18. Janurr,
nachmittags 2 Uhr wird dazu hier auf der Peißnitz ein Aus
wahlſpiel vom V. f. L, und Hockeyvereinigung ſowie Deſſau vor
ſich gehen, nach dem die Mannſchaft zuſammengeſtellt werden 'oll.
Ein gutes Spiel ſteht zu erwarten.

Die Reiſe der V. f. L. Hockeymannſchaft nach Magdeburg
zum Jubiläumsſpiel am vergangenen Sonntag nahm trotz der
ſehr ungünſtigen Bodenverhältniſſe einen zufriedenſtellenden Ver
lauf. Obwohl durch Erſatz ſtark geſchwächt, konnte Halle ein
ebenbürtiges Sviel zeigen. Das Reſultat lautete 0 0.

Der V. f. L. ladet zu Freitag abend um 588 Uhr zu
einer Beſprechung im Klubhaus am Zoo für das Mitte Februar
geplante SchauTraining Angehörige ſämtlicher Abteilungen
ein, die gewillt ſind, ſich an dem Training zu beteiligen.

Die Neiſterſchaft von Norvoeutſchland im SkiSpringen
gewann Friedrich Braunlage bei den großen SkiWett-
kämpfen in Braunlage (Harz) mit einem Sprunge von
2390 m. Am gleichen Tage wurde die Sprungmeiſterſchaft des
Oberharzer Ski-Klubs ausgetragen. Der erſt 19 Jahre alte
Wagner-Braunlage erreichte bier 22,70 m und ſicherte ſich
damit den Sieg. Wagner hatte am Vortage auch den Langlauf
über 12 Kilometer gewonnen.

Volkswirtſchaft
druck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen des
volfs wirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

vom rheiniſch- weſtfäliſchen Wertpapiermarkte
(Mitteilumgen des Bankhauſes Gebrüder Sharn, Dortmund.)

Die Feſtigkeit, die bereits die verfloſſene Woche auszeichnete,
machte während des Berichtsabſchnittes auf einzelnen Gebieten
weiteve Fortſchritte. Weder der Eiſenbahnerſtreik noch die ſonſti-
gen Meldungen über eine Gärung in Arbeiterkreiſen vermochten
der Bewegung Einhaſt zu tun. Zwar nahmen Kohlenwerte
an der Bewegung nur in beſcheidencrem Maße teil. Jn ſchwe-
ven Werten war das Angebot etwas williger, vrozdem fanden ſie
in ſämtlichen hierher gehörigen Werten zu n Preiſen
ſchlanke Aufnahme. Von Müttelwerten erzielten Heinrich und
Johann Deimelsberg erhebliche Kur emungen und behaup
teten ſich auf ihrem erhöhten Stande leicht. Große Käufe fanden in
Hermann I III ſtatt, die ihren Kurs um etwa 800 M. erhöhen
konnten, wobei wiederum auf Ankaufsgerüchte hingewieſen
wurde. In den letzten Tagen wurden Trier, die bis dahin ver
nachläſſtgt wurden, um erwa 500 M. geſteigert. Sehr bedeutende
Umſätze fanden in linksrheiniſchen Unternehmungen ſtatt.
Vopvübergehend überſchritten Diergardt den Preis von 13 000
Mark und Wilhelmine-Meviſſen wurden bie etwa 12800 M. be-
gahlt. Beide ſchwächten ſich aber im weiteren Verlauf des Ver
kehrs etwas ab. Jn ganz bedeutenden Mengen wurden Moers
Kuxe von guten Seiten gekauft. Das verfügbave Material in
dem Kuxen fand ſchlanke Aufnahme. Braunkohlenkuxe
lagen feſt. Bevorzugt wurden alle mitteldeutſchen Werte, weiter
hin Schallmauer und Oskavrsſegen. Am Kalimardkte herrſchte
ſtürmiſches Geſchäft. Jn großen Beträgen wurden Neuſtaßfurt
bis etwa 43 500 M., Glückauf-Sondershauſenm bis 39 800 M.,
Bergmannsſegen bis 22 500 M., Carlsfund bis 16 000 M., Eini
keit bis 18 500 M., Hugo bis 21 800 M., Hohenfels bis 16 000
Siegfried I bis 14 700 M., Walbeck bis 10 700 M., Salgmünde
bis 11 700 M., Wilhelmshall bis etwa 28 000 M., Wintershall bis
92 000 M. uſw. bezahlt. Ein ſehr lebhafter Beſitzwechſel ent
wickelte ſich weiter in Mittelwerten, von denen iedrichroda
einen Stand von 5000 M. erreichten und Hermann II dieſen
Kurs überſchritten. Weiterhin wurden Rothenfelde, Walter,
Jrmgard, die Finnewerte, Carlshall und viele andere m
ſtark gekauft, wie überhaupt das Geſchäft ſich auf ſämtli
Werte des Kurszettels erſtreckte. Von Kaliaktien ſtellten
ſich Halleſche Kaliwerke um etwa 20 Prozent, Adler Kaliwerke
um etwa 15 Prozent, Sigmundshall Aktien um etwa 80 Prozent,
Steinförde Aktien um etwa 20 Proz. höher. Jn den übrigen
Werten hielten ſich die Steigerungen in beſcheidenen Grengen.

Aktiengelellſchaften
Halleſche Maſchinenfabrik und Eiſengießerei. Jn der

geſtrigen außerordentlichen Generalverſammlung waren 424 800
Mark Aktien mit 708 Stimmen vertreten. Die Verſammlung
hatte über die Erhöhung des Grundkapitals der Geſellſchaft um
1,8 auf 3,6 Millionen Mark zu beſchließen. Jn der Begründung
des Antrags wurde ausgeführt, daß die Gehälter, Löhne und

ige Kapital
nicht mehr ausreicht um den Betrieb durchzuführen. Ferner wird
beabſichtigt, das Unternehmen, wenn wieder beſſere Zeiten ein
rn ſein werden, zu erweitern. Das dazu notwendi
Grundſtück befindet ſich ſchon im Beſitz des Unternehmens. Die

einſtimmig die Erhöhung. Es
ſollen 1500 Stück neue Aktien über je 1200 M. ausgegeben

werden. Die neuen Aktien übernimmt ein Bankkonſortium
Kurſe von 120 Proz. mit der Verpflichtung, zwei Drittel d
den Jnhabern der alten Aktien zum gleichen Kurſe dergeſtalt
zubieten, daß innerhalb einer Ausſchlußfriſt von mindef
14 Tagen auf nom. 1800 M. alte Aktien nom. 1200 M.
Aktien bezogen werden können. Das reſtliche Drittel hat
Bankkonſortium beſtmöglich zu verwerten.h Von dem ierbeien Gewinn entfallen 60 Prozent an die Geſelſſg
0 Prozent an das Vankkonſortium. Die neuen Aktien la

auf den Jnhaber und nehmen vom 1. Januar 1920 ab an
Dividende teil; ihre Zulaſſung an dex Berliner und Halle.
Börſe ſoll beantragt werden. Der Geſellſchaftsvertrag iſt
ſprechend abgeändert. Ucber den Verlauf des Geſchäftsjgh
wurde mitgeteilt, daß das vergangene Jahr Grund zu der vo
nung gibt, daß kein ſchlechtes Ergebnis erzielt worden iſt.
überall iſt auch das Unternehmen in der Lage geweſen, Beſtz
aufzuarbeiten und die Lager voll zu verwerten. Jnfolge
andauernden Preis- und Lohnerhöhungen und Mater
beſchaffungsſchwierigkeiten ſei eine genaue Kalkulation unmö-

hr große Schwierigkeiten bereite dem Werke die Koksbelj
rung für die Gießerei, die bereits einmal habe ſtillgelegt wer
müſſen. Auch der Auftragseingang befriedige durchaus, ſo
der Ertrag einigermaßen gut genannt werden kann. Ueber
Höbe der Dividende laſſe ſich jedoch nichts genaues ſagen. U
die Zukunftsausſſchten iſt nichts Poſitives zu ſagen. Gehen
ſtellungen und Ablieferuncen ſo weiter und wird die Koblen.
Koksbelieferung beſſer. als ſie bisher geweſen iſt, ſo könne n
wenigſtens in dieſer Richtung hin ein beruhigendes Urteil
geben.

Die Voigtländer u. Sohn Akt.Geſ. in Braunſchweig ſchz
10 Proz. (i. V. 0) Dividende vor.

Hafernotierungen:
Berlin, 15. Jan. Jnländiſcher Hafer, für 1000 keo in M

loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn 2880 9
ſpfortige Abladung ab Ladeſtationen 2860--2890 Mk. Tendenz

Anuszablungen.
Berlin 15. Januar.

d Bu

1. Klaſſe. 14. Jannar 1920.
jede genogene Rammer ind gwel hohe Gewinne geofahen,r enAbtellaunges I and M

2. Ziehungstag.

(Ohne Gewähr.) Nachdruck verboten.
Jn der Vormittagsziehung wurden Gewinne ber 50 Mark gezogen.
2 Gewinne zu 10000 M 27422
2 Gewinne eu 3000 M 184743
2 Gewinne zu 400 M 121732
10 Gewinne zu 300 M 26488 62959 71860 09594 102786
20 Gewinne en 200 M 27473 42405 60833 127485 178081 17616

1680318 199389 202324 218897
64 Gewinne zu 100 M 2308 12034 15702 12767 17805 8ooes 82056

37374 44774 620908 56641 61629 65424 67896 101606 101871 10315
i0esss 110010 110911 112002 117782 122954 187705 145876 140018
57488 1765100 163731 105408 190875 210027

In der RNachmittagsziehung wurden Gewinne über 50 Mark gezogen.
2 Gewinne zu 50000 A o3596
4 Gewinne eu 10c0 M 107726 211600
2 Gewinne ru 600 M 141057
10 Gewinne zu 400 M 26771 131660 147528 161618 206475
s Gewinne u 3800 M 49200 105682 130950 174166

oss00 113885 116172 150088 174199 201198 201470 200510
68 Gewinne zu 100 M 20647 21876 26995 83643 840940 8072

148983 157660 161229 190267 106008 205512 209756 210060

eiter Helmut Böttécer.
wirtſchaft und Epert: Hans Heiltung: e den geſamten Kbrigen

Tetl: V. Erich Selkheim.
eil: Danl Kerſten: ſämtlich in Halle a. G.Angzeigent

O ie0 Thiere Buch und

Geld Brief eHolland 2063.50 297050 Oeſterreich abgſt. 2270
Dänemark 984,55 9865,75Prag 76,655 77
Schweden EUngarn 2645Norwegen Spanien 1059,25 106Schweiz 989.25 990,75 Finnland 201,75Oeſterreich 26,70 26.80
Im freien Verkehr wurden nieht amtlieh ermfttet
Dentseche Werte Deutsche Erdöl! 555.Deutseche Schatz- Deutseche Gasglähl. siid
scheine VI-IX 73.10 Deutseche Kali 25 Deutsche Reichsanl. 77.50 Bau h De Aun.J 64 onnersmar te r3 Döring u. ehrmanr a3 65.25 Dürkoppwerke 3805 Prenss Konsols 3 r 330/9 e e nge ar rauere 5e 50 40 Felten u. Gujilleaume4 Charl. Stadtanl. 89/99 94 25 Gasmotoren Deutz m

4 Magdeb Stadtanl. 9106 91,10 Gebhardt u. Co.
49 n. Sächs. Iandseh aft- Gebhardt n. König

liche Pfandbriefe 99. Gelsenkireh. Bergb. 3044 Preuss. Centr. Bod.- Glauziger Zuckerfbr. 3Pfandbriefe IC0,10 Hallesche Masch.-Fabr. 494 Preuss. Hypot.-Bank- Hann. Masch.
Pfandbriefe 1911 Harpener Berg7 Dessauer Gas-Oblig. 90,50 Er Zie

rse u Sr.Ausläünd. Werte Höcehster Farbw. (3014 Oesterr. Kron. Rente 24.50 r Eisen u. Stahl 35-
4 Vngar. Gold-Rento 67,75 e e 1954 Vngar. Kronen-Rente 22. s aPisenbahn-Aktien: aſia Forr nan S
Halberstadt -Blankenb. e Kaliw. Aschersleben 30-
Halle-Hettstedter 68.00 Körbisd. Zueker- Akt. 24
Sehantungbahn 8000 Kyffhäuserhütte

zu h 73 u. er 160r. Ber r. a 3 3Magdeburger Str. B. 150, nete r 5
Lux. Prinz Heinrich. -B. Laurahütte eOrientbahn 435. Lingel. Erfurt 253Sechiftahrts- Akt. Linke u Hofmann. 428Hambg. Paketfahrt 137 dwig Loewe u. Co.
Hambg.-Südamerika 225.00 Lothringer Hütte
Hansa-Dampfsehift 410.00 annesmannröhrenNordd. Lloyd 15220 rn8 erschl. Pisenb.Banx e do Haro e.Berl. Handeisges. 167.50 0 do. rComm u. Diskontoban 139. r u oppe 30
Darmstädter Bank 12, Rnei Berg Vor iDess. Landesbank IIO, Rue n. Metall. Vorz
Deutseche Bank 276 50 R ein. Stahlwaren 250
Diskonto-Comm. 189 R eboek, Montan 3150Hresdner Bank 162.00 n hgr Hütten.Gredit- Anst. I„eipz z 144. SMitteld. Kreditbank San e eNatdong her an 150 Hugo Sehneider u. Go 2
Oesterr. Kredit II Zthwekort u. Co. WReichsbank 143.5,, re tIndustrie-Aktten: Stettiner VuſanSchultheiss- Brauerei 260, Stolibe Zjnkh. 263.5Akt. f. Anjlin Stral J ie MAllgem. Elektr.-Ges. 229 Terra-
Ammendorfer Papierf. 50900 Thale-Bisenhütte 348020
Anhalter Kohlenw. 245 Priptis- Art. Ges. 2Annvaberger Steingut 280, Türkische Tabakregie II06
Bergmann Elekt. Akt. 235. Giangzetott Elibert.
Berl. Masehb. Bau 257.72 Wegelin u. Hübner sBiemareckhütte 334,75 Werseoh.- Welesent. Brx
Bochumer Gußetahl 254 Westeregeln-Alkali
Chem. Fabrik Buekan 522, Wi g 335n ttener GuBetahl8357 ao00 7 r gerSonsoudation Sehaixe Zgplleteg Wealdhor
Cröllwitzer Papierfabr. 533 Otavi-Minen 545.3Daimler-Motoren 280.i n I Le hGewinn-Auszug

ver
15. Preuß .-Südd. (241. Preuß.) Klaſſen- Lotterie

30 Gewinne zu 200 M s8702 10127 30630 32664 41810 T6185 8412

44293 45360 46017 51307 54490 55501 61819 72056 66240 89234 101880
107967 112770 113004 120927 123822 127980 141283 142063 14500
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